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DFAE Département fédéral des affaires étrangères
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Der Geschäftsbericht des Bundesrats 2018 wurde von den Räten in der Sommersession
2019 beraten. Im Geschäftsbericht legt die Regierung Rechenschaft über die
Schwerpunkte ihrer Tätigkeiten in einem Berichtsjahr ab. In den Ratsdebatten
berichten die Vertreterinnen und Vertreter der Aufsichtskommissionen über die
Beratungen, die sie mit den Bundesrätinnen und Bundesräten zum Geschäftsbericht
geführt haben. National- und Ständerat nehmen dann in Form eines Bundesbeschlusses
Kenntnis von diesem Bericht. 
Für die GPK berichteten Anne Seydoux-Christe (cvp, JU) im Ständerat und Doris Fiala
(fdp, ZH) im Nationalrat. Die GPK hätten mit der Regierung zwei Querschnittthemen
behandelt, deren Auswertungen noch ausstünden: den Umgang der Departemente mit
Kritik durch Bürgerinnen und Bürger bei Aufsichtsbeschwerden sowie die Ferien- und
Zeitguthaben der Topkader in der Bundesverwaltung. Die Fragen der GPK seien vom
Bundesrat zufriedenstellend beantwortet worden und man beantrage deshalb die
Genehmigung des Geschäftsberichts. 
In der Folge berichteten Subkommissionssprecherinnen und -sprecher gestützt auf den
Geschäftsbericht über die einzelnen Departemente. Sowohl im Ständerat als auch im
Nationalrat stand dabei die Cyberabwehr im VBS im Zentrum. Er könne mit Genugtuung
feststellen, dass sich der Bund der Dringlichkeit dieses Themas bewusst sei, führte
Damian Müller (fdp, LU) im Ständerat aus. Insbesondere durch die Cyberattacke auf die
RUAG sei das VBS sensibilisiert worden und habe den Aktionsplan Cyberdefence
ausgearbeitet, berichtete hierzu Ida Glanzmann (cvp, LU) in der grossen Kammer. Beim
EDA stand die Frage «Wie weiter mit dem Brexit?» im Zentrum. Damien Müller führte
aus, dass ein geordneter Übergang mit insgesamt fünf unterzeichneten Abkommen
möglich sein sollte. Ida Glanzmann berichtete bei der Präsentation des EDA über die
Diskussionen um den aufgeschobenen Beitritt der Schweiz zum
Kernwaffenverbotsvertrag. Entgegen einer angenommenen Motion Sommaruga (sp, GE;
Mo. 17.4241) wolle man im Moment nur einen Beobachterstatus anstreben, um die
Neutralität der Schweiz nicht zu gefährden. Beim WBF wurde in beiden Räten über den
ETH-Bereich berichtet. Gegenstand waren die medial begleiteten Vorwürfe gegen
verschiedene Personen an der ETH Zürich, Mobbing, Korruption sowie Amts- und
Machtmissbrauch betrieben zu haben. Die GPK sei nach intensiven Gesprächen mit den
Verantwortlichen der ETH zur Überzeugung gelangt, dass es einen Kulturwandel
brauche, führte Yvonne Feri (sp, AG) im Nationalrat aus. Die Oberaufsicht über die ETH
unterliege Bundesrat Parmelin und der sei sich der Situation bewusst, versicherte
Joachim Eder (fdp, ZG) im Ständerat. Ein weiteres WBF-Thema in beiden Räten waren
die Kriegsmaterialausfuhren. Man habe ja manchmal das Gefühl, die Schweiz liefere
Waffen an Schurkenstaaten, so Joachim Eder in der kleinen Kammer. Dies sei aber
mitnichten der Fall. Vielmehr stehe die Schweiz hinsichtlich Transparenz von
Waffenexporten international an erster Stelle. Man habe aber Fragen im Zusammenhang
mit Medienberichten über Schweizer Handgranaten und Sturmgewehre, die angeblich
im Jemen-Krieg aufgetaucht seien, klären können – so Yvonne Feri im Nationalrat. Beim
EFD wurden die Rolle der Finma und die Cyberrisiken für den Finanzplatz Schweiz
diskutiert. Die Finma nehme ihre Aufsicht gut wahr und das «interdepartementale
Kompetenzgerangel» beim Thema Cyberrisiken habe sich erledigt: Die Federführung
und die Koordination liegen beim EFD, das VBS ist zuständig für die Cyberdefence und
das EJPD für die Cyberkriminalität. Von speziellem Interesse war die Postauto-Affäre,
auf die der Bundesrat im Geschäftsbericht auf Geheiss der GPK in einem eigenen
Kapitel eingehen musste. Diesem Auftrag sei die Exekutive nachgekommen, berichtete
Claude Hêche (sp, JU) im Ständerat. Die Aufarbeitung der Affäre sei jedoch noch nicht
abgeschlossen. Darüber hinaus erwähnte Hêche bei der Berichterstattung zum EDI die
Gesundheitskosten, deren Wachstum als problematisch betrachtet werde.
Gesundheitsminister Alain Berset habe aber alle Fragen der GPK beantworten können.
Peter Föhn (svp, SZ) und Valérie Piller Carrard (sp, FR) berichteten schliesslich über die
Bundeskanzlei und das EJPD. Bei der Bundeskanzlei standen Fragen zur Entwicklung bei
Vote Electronique im Vordergrund. Die GPK würden die Problematik eng begleiten, so
die Subkommissionssprecherin bzw. der Subkommissionssprecher. Hauptthema beim
EJPD war die Terrorismusbekämpfung. Es gebe nach wie vor ein Sicherheitsrisiko für
die Schweiz und die Kantone; mit verschiedenen Projekten und vor allem dem
anstehenden neuen Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung von

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2019
MARC BÜHLMANN
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Terrorismus würde hier aber viel unternommen. 
In beiden Räten fasste Ueli Maurer in seiner Funkion als Bundespräsident ein paar der
erreichten Ziele im Rahmen der drei Leitlinien (Wohlstandsicherung; nationaler
Zusammenhalt und internationale Zusammenarbeit; Sicherheit und verlässliche
internationale Partnerschaften) zusammen. Er bedankte sich am Schluss für die sehr
offene und konstruktive Zusammenarbeit mit den GPK. Der Bundesrat profitiere sehr
von den Fragen und Hinweisen einer Kommission, «die sehr oft unterhalb des Radars
arbeitet, das aber sehr intensiv und gut macht». 1

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Stillschweigend nahm der Ständerat in der Wintersession 2018 eine abgeänderte
Version der Motion der SGK-NR zur Schadensprävention und zum Umgang mit Schäden
bei medizinischen Behandlungen an. Damit folgte er der Empfehlung des Bundesrates
und der SGK-SR, welche sich dafür ausgesprochen hatten, den ersten Punkt des
Geschäftes – die Stärkung und Implementierung einer Sicherheits- und Fehlerlernkultur
– anzunehmen, das zweite und dritte Lemma, welche in erster Linie das
Haftpflichtrecht betreffen, hingegen abzulehnen. So betonte der für die Kommission
sprechende Joachim Eder (fdp, ZG) unter anderem die Wichtigkeit der Prävention – ein
Punkt, der auch in der KVG-Änderung zur Qualitätssicherung aufgegriffen wird – und
der Zusammenarbeit mit den entsprechenden Partnern. Da in der Schweiz kein
spezifisches Medizinal-Haftpflichtrecht existiere und folglich für Privatkliniken ein
anderes Recht zur Anwendung komme als für öffentliche Spitäler, lehne man die letzten
beiden in der Motion geforderten Punkte ab. Das Haftpflichtrecht anzupassen, «wäre
entweder mit sehr grossem Aufwand verbunden, oder» die Anpassung würde nur
teilweise wirken. Eine Verschärfung der Beweisregeln, welche die Ärztinnen und Ärzte
betreffen würde, könne zudem eine «Misstrauens- und Abwehrhaltung» der
Ärzteschaft mit sich bringen. Bundesrat Berset unterstrich überdies die Bedeutung der
Bemühungen, die Transparenz zu verbessern und an einer konstruktiven Fehlerkultur zu
arbeiten. 2

MOTION
DATUM: 12.12.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Nach dem Nationalrat begrüsste auch der Ständerat die Motion der FDP-Liberalen-
Fraktion für eine regelmässige Tarifpflege im KVG. In der Ständeratsdiskussion sprach
sich Joachim Eder (fdp, ZG) im Namen der SGK-SR für Annahme der Motion aus, um
Tarifblockaden im ambulanten Bereich zukünftig zu verhindern. Er verwies zudem auf
die ablehnende Haltung der SGK-SR gegenüber der parlamentarischen Initiative 17.401,
die ein ähnliches Anliegen verfolge, aber die Federführung den Tarifpartnern – anstelle
des Bundesrates – überlassen wollte. Die SGK-SR habe sich gegen diese
parlamentarische Initiative ausgesprochen, da die Umsetzung der vorgeschlagenen
Massnahmen des Expertenberichts «Kostendämpfungsmassnahmen zur Entlastung der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung» in der Verantwortung des Bundesrates
liege. Gesundheitsminister Berset bestätigte, dass der Bundesrat das erste
Massnahmenpaket zum entsprechenden Expertenbericht bis Ende 2018 in die
Vernehmlassung schicken werde, und empfahl die Motion ebenfalls zur Annahme.
Stillschweigend folgte der Ständerat dieser Empfehlung. 3

MOTION
DATUM: 30.05.2018
ANJA HEIDELBERGER

Durch die Änderung des Krankenkassenaufsichtsgesetzes war 2016 eine Neueinteilung
der Prämienregionen und der maximal zulässigen Prämienunterschiede basierend auf
den Kostenunterschieden zwischen den Regionen nötig geworden. Der
Vernehmlassungsentwurf des EDI war insbesondere aufgrund der Regionenbildung
anhand von Bezirken anstelle von Gemeinden stark kritisiert worden. Auch die SGK-SR
sprach sich gegen die Vernehmlassungsvorlage sowie gegen die in der Zwischenzeit von
Bundesrat und Krankenversicherern gemachten neuen Vorschläge aus. In der Folge
reichte sie im Sommer 2018 im Rahmen ihrer Behandlung der Motion Germann (svp, SH)
eine Motion ein, um die entsprechende Bestimmung im KVG so zu ändern, dass die
aktuelle Einteilung der Prämienregionen beibehalten werden kann und die Anzahl

MOTION
DATUM: 12.12.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Prämienregionen in den Kantonen gleich bleibt. Im Unterschied zur Motion Germann
soll die Befähigung, die Prämienregionen und -unterschiede festzulegen, in der
Kommissionsmotion weiterhin beim EDI belassen werden. Überdies soll eine Regelung
bezüglich der Regionszuteilung einer Gemeinde, die aus einer Fusion zweier
Gemeinden aus verschiedenen Prämienregionen entstanden ist, geschaffen werden.
Der Bundesrat empfahl die Motion der SGK-SR zur Ablehnung. Er rief in Erinnerung,
dass die nun kritisierte Bestimmung im KVG ursprünglich geschaffen worden war, um
die Quersubventionierung innerhalb der Kantone – vor allem zu Lasten der Städte – zu
beenden. 

In der Wintersession 2018 behandelte der Ständerat die Motion der SGK-SR zusammen
mit der Motion Germann. Joachim Eder (fdp, ZG) erklärte dem Rat, dass die
Kommission mit 7 zu 1 Stimmen bei 3 Enthaltungen eine Annahme der
Kommissionsmotion und mit 10 zu 0 Stimmen bei 1 Enthaltung eine Ablehnung der
Motion Germann empfehle. Dieser Empfehlung stimmte auch Motionär Germann selbst
zu. Die Kommissionsmotion fand im Rat jedoch nicht nur Anklang. Anita Fetz (sp, BS)
störte sich daran, dass damit die Prämienregionen nun doch nicht aufgrund der
tatsächlichen Kosten berechnet werden sollten, wie ursprünglich entschieden worden
war. Zudem befürchtete sie, dass eine strikte Regelung der Gemeindezuteilung zu
Prämienregionen Gemeinde- sowie Spitalfusionen erschweren würde. Bundesrat Berset
wies noch einmal auf die Änderungen hin, die der Bundesrat aufgrund der Kritik in der
Vernehmlassung vorgenommen hatte. Er betonte überdies, dass es verschiedene
unklare Punkte gebe, die der Bundesrat nur in Übereinstimmung mit der SGK
entscheiden werde. 
Die Entscheidung des Ständerates fiel schliesslich deutlich aus: Mit 24 zu 13 Stimmen
nahm die kleine Kammer die Kommissionsmotion an, Hannes Germann zog seine Motion
zurück. 4

Die SGK-SR empfahl in ihrem im April 2019 erschienenen Bericht die Motion ihrer
Schwesterkommission «MiGeL-Produkte. Inrechnungstellung durch Erbringer von
Pflegeleistungen» mit 10 zu 0 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) zur Annahme. Die
Bundesverwaltungsgerichtsentscheide von September und November 2017 hätten für
grosse Probleme in der Praxis gesorgt, daher müsse die Situation dringend bereinigt
werden. Der Bundesrat habe die Kommission über den Stand der Arbeiten informiert
und man befürworte seinen Lösungsvorschlag, erklärte die SGK. Mit der Motion solle der
Bundesrat nun veranlasst werden, «die Neuregelung der Vergütung von
Pflegematerialien rasch an die Hand zu nehmen», erklärte Joachim Eder (fdp, ZG) dem
Ständerat in der Sommersession 2019 für die Kommission. In der Folge meldeten sich
zahlreiche Sprecher zu Wort und betonten die Dringlichkeit einer Lösung im «Migel-
Chaos», wie es Martin Schmid (fdp, GR) formulierte. Entsprechend stimmte der Rat
anschliessend auch einstimmig (38 zu 0 Stimmen) für eine Annahme der Motion. 5

MOTION
DATUM: 20.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

1) AB NR, 2019, S. 1138 ff.; AB SR, 2019, S. 402 ff.; BBl, 2019, S. 4651 ; Geschäftsbericht des Bundesrates 2018 (I);
Geschäftsbericht des Bundesrates 2018 (II)
2) AB SR, 2018, S. 1033 ff.; Bericht SGK-SR vom 15.10.18 (17.3974)
3) AB SR, 2018, S. 335 ff.; Kommissionsbericht der SGK-SR vom 22.3.18
4) AB SR, 2018, S. 1037 ff.
5) AB SR, 2019, S. 571 ff.; Bericht SGK-SR vom 15.4.19 (18.3710)
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